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Verwaltungs- Gerichtshof nnd Verwaltungsreform. 
Von Moritz von Kaiſerfeld. 
II. 


Wenn es gilt, unſerer Verwaltung mit Rückſicht auf das an- 
gedeutete Ziel: Verwaltung nach Recht und Geſetz eine entſprechende 
Geſtalt und Einrichtung zu geben, ſo ſollte man nicht — wie dies 
wohl von mancher Seite geſchehen iſt — über fremdländiſche Einrich- 
tungen ſo kurz abſprechend hinweggehen, gleichſam als wären dieſelben 
für uns von gar keinem und hoͤchſtens nur von rein theoretiſchem 
Werthe. Im Gegentheile dürften uns die badiſchen Einrichtungen und 


beſonders die preußiſche Kreisordnung vom 13. December 1872 für 
die Organiſirung des politiſchen Dienſtes in den unteren Inſtanzen 
und für eine harmoniſche Verbindung von Selbſtverwaltung und 
ſtaatlicher Adminiſtration manche nützliche Winke geben. a 
Die preußiſche Kreisordnung überweist Polizei und allgemeine 
Landesverwaltung in den unteren Inſtanzen faſt ausſchließend der 
Selbſtverwaltung; dieſe beſorgt aber dieſe Dinge im Namen und im 
Auftrage des Staates, der Kreis iſt die Grundlage der öffentlichen 
Adminiſtration; er zerfällt in Amtsbezirke, beziehungsweiſe in 
Stadt⸗ und Amtsbezirke. Der Amtsbezirk beſteht aus einer oder 
mehreren Landgemeinden. An der Spitze der Verwaltung 
des Kreiſes ſteht der Landrath, an der Spitze der Verwaltung 
des Amtsbezirkes der Amtsvorſteher, an der Spitze der Ber- 
waltung der Gemeinde der Gemeindevorſteher und die 
Schöffen. Der Gemeindevorſteher iſt die Obrigkeit des Gemeinde- 
bezirkes und das Organ des Amtsvorſtehers für die Polizeiverwaltung. 
Der Amtövorfteher verwaltet die Polizei, fo weit einzelne Zweige der- 
ſelben nicht durch beſondere Geſetz dem Landrathe oder anderen Beam⸗ 
ten übertragen ſind und die ſonſtigen öffentlichen Angelegenheiten des 
Amtes. Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die Ge⸗ 


ſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung im Kreiſe, er hat insbeſon— 
dere die geſammte Polizeiverwaltung im Kreiſe und in deſſen einzel— 
nen Amtsbezirken, Gemeinden und Gutsbezirken zu überwachen. Alle 


genannten Organe ſind der Bevölkerung entnommen, und verwalten 
ihre Aemter als Ehrenämter. Die Gemeindevorſteher bedürfen der 


Beſtätigung durch den Landrath, die Amtsvorſteher werden vom Ober 


präſidenten der Provinz, der Landrath vom Könige ernannt. 


Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Kreiſes 
und der Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesver— 
waltung iſt der Kreisausſchuß berufen, welcher aus dem 
Landräthe und ſechs von der Kreisverſammlung aus der Zahl der 


Kreisangehörigen gewählten Mitgliedern beſteht. Der Landrath führt 


im Kreisausſchuſſe den Vorſitz, er führt die laufenden Geſchäfte der 
dem Ausſchuſſe übertragenen Verwaltung, bereitet die Beſchlüſſe des— 


ſelben vor und trägt für deren Ausführung Sorge. Dem Kreisaus— 
ſchuſſe ſind aus dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung ge— 
wiſſe, im Geſetze taxativ aufgezählte Angelegenheiten übertragen. In 


ſtreitigen, durch das Geſetz ebenfalls tarativ aufgezählten Verwaltungs⸗ 
ſachen hat der Kreisausſchuß im mündlichen und öffentlichen Verfahren 
zu entſcheiden und geht die Berufung gegen deſſen Entſcheidungen 


an das Verwaltungsgericht, deren für jeden Regierungsbezirk eines 


in Ausſicht genommen iſt. Dies iſt das Skelett der öffentlichen Ver⸗ 
waltung in den ſechs öſtlichen Provinzen Preußens nach der oben 
angeführten Kreisordnung vom 13. October 1872. 

Es leuchtet auf den erſten Blick ein, daß eine ſolche Selbſtver— 
waltung für öſterreichiſche Verhältniſſe in Vielem nicht paſſen würde. 
Wollten wir dieſelbe unbedingt bei uns zu geſetzlicher Geltung bringen, 
fo würden wir unſere Verwaltungszuſtände, ſtatt fie zu verbeſſern, 
nur verſchlimmern. Zwar ſucht die Kreisordnung ſich der Qualität 
der Perfonen durch das der Regierung vorbehaltene Recht der Er— 
nennung zu verſichern. Aber auch in Preußen dürfte der Kreis der 
für die Ehrenämter des Bezirksvorſtehers und des Landrathes geeig— 
neten Persönlichkeiten kein allzugroßer fein. Nothgedrungen wird in 
Folge dieſes Mangels das Ernennungsrecht ſchließlich die Polizei und 
einen großen Theil der allgemeinen Landesverwaltung in die Hände 
der Rittergutsbeſitzer ſpielen und am Ende wird in praxi das, was 
in Preußen früher eine ſehr beſchränkte feudale Polizeiverwaltung 
war, als ſehr ausgedehnte, aber darum nicht minder fendale Selbſt— 
verwaltung auf dem Lande laſten. Die preußiſche Kreisordnung 
muthet den Organen der Selbſtverwaltung eine fortlaufende Uebung 
von Pflichten und Handlungen im öffentlichen Jutereſſe zu, welche 
Uebung doch eine immerhin ausgedehnte Kenntniß von Geſetzen und 
Verordnungen und eine gewiſſe Vertrautheit mit den Formen der Ge— 
ſchäftsbehandlung erfordert und ſie überträgt an die Selbſtverwaltung 
ein Maß öffentlicher und dieeretionärer Gewalt welche, um ſachlich 


und im öffentlichen Intereſſe ausgeübt zu werden, bei ihren Trägern 


eine Lebensſtellung vorausſetzt, die fie in den Augen der Verwalteten 
über den Verdacht von Standesintereſſen, von verwandtſchaftlicher 
Beeinfluſſung oder von Erwerbs- und anderen Rückſichten erhebt. 
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Wenn man nun ſchon in Preußen feine liebe Noth haben wird, für ſtimmte Functionsdauer gewählt werden. Wie dort, und wie zum 
die Aemter des Bezirksvorſtehers und des Landrathes die geeigneten Theile gegenwärtig auch ſchon bei uns, beſtände der Bezirks⸗Ausſchuß 
Perfſönlichkeiten in der eingeſeſſenen Bevölkerung zu finden, und wenn zum Zwecke der Angelegenheiten des Bezirkes, alſo innerhalb des von 
ſich daher das Geſetz veranlaßt fieht, für die Fälle vorzuſorgen, daß der Bezirksvertretung bewilligten Etats zur Beſorgung des Straßen— 


die geeigneten Perſonen nicht gefunden werden, ſo wäre das Syſtem 
der preußiſchen Kreisordnung bei uns noch viel weniger praktiſch, 
weil bei uns, und namentlich in Steiermark, nach den Erwerbsver— 
hältniſſen der Bevölkerung, nach der Vertheilung des Grundbeſitzes, 
nach der üblichen Art der Gutsbewirthſchaftung und nach den gejell- 
ſchaftlichen Gewohnheiten die Elemente einer Selbſtverwaltung nach 
dem Muſter der preußiſchen Kreisordnung noch viel weniger vorhan— 
den find und daher auch nicht einmal für eine feudale Selbſtverwal— 
tung ausreichen würden. 

Deunoch bieten die bei uns ſchon jetzt beſtehenden Einrichtun— 
gen die Gelegenheit dazu, einerſeits der Bevölkerung einen Antheil an 
der öffentlichen Verwaltung zu gewähren, andererſeits aber auch dazu, 
um insbeſondere bei einer Reihe von behördlichen Enticheidungen und 
Verfügungen, bei welchen es ſich um Rechte der Parteien handelt, die 
nicht dem Privat- ſondern dem öffentlichen Rechte angehören, der 
Verwaltung den Charakter des Perfönlichen und Willkürlichen zu 
benehmen. 

Es könnte bei uns keinem Anſtande unterliegen, den Landgemeinden 
außer der Verwaltung ihres Vermögens und der auf den Gemeinde— 
verband ſich beziehenden Angelegenheiten auch die Handhabung der 
Ortspolizei wie bisher zu überlaſſen. Einerſeits iſt die Führung der 


Ortspotizei auf dem flachen Lande, wenn man dieſelbe nicht nach 


ſtreng bureaukratiſchen Maßſtäben beurtheilt, nichts, was die Ortsge⸗ 
meinden auch in ihrer gegenwärtigen Organiſation nicht zu leiſten ver— 
möchten. Sieht man von gewiſſen, oft beklagten Erſcheinungen ab, 
für welche jedoch die Gemeinden mit Unrecht verantwortlich gemacht 
werden, ſo haben im Ganzen die Vorſteher der Landgemeinden 
unter der Herrſchaft der gegenwärtig geltenden Gemeindeordnung 
begonnen, fi an die Handhabung der Polizei zu gewöhnen und ſich 
in die diesfälligen Geſetze hineinzufinden. Es würde aber auch hierin 
in der Praxis bereits viel beſſer ſtehen, wenn es den Gemeinden 
nicht an Führung und Anleitung gänzlich gefehlt hätte. Au dieſer ſollte es 
aber für die Zukunft nicht mehr fehlen, weil nach dem Eingangs er— 
wähnten Geſetze die Handhabung der Ortspolizei dem Gemeinde: 
vorſteher übertragen und er für dieſelbe der politiſchen Behörde in 
directerer Weiſe verantwortlich iſt. Allerdings bleibt noch übrig. daß 
aus dem Wirkungskreiſe des Gemeindevorſtehers ſolche Agenden aus— 
geſchieden werden, welche, wie die Erkenntniſſe in Dienſtboten⸗Strei⸗ 
tigkeiten, mehr privatrechtlicher Natur ſind, oder welche, wie die Fälle 
von Straferkenntniſſen, ihm überhaupt nicht zugemuthet werden ſollten. 
Andererſeits muß aber auch den politiſchen Behörden die Handhabung 
der Geſetze dadurch ermöglicht werden, daß der Staat oder das Land 
denſelben die unentbehrlichen Hilfsorgane: Aerzte und Thierärzte, 
Forſt⸗ und Bautechniker zur Verfügung ſtellt. Um was es ſich aber 
bei der Ortspolizei auf dem flachen Lande handelt, iſt nicht das, 
daß dieſelbe durch vom Staate beſtellte Beamte gehandhabt werde, 
ſondern das, daß die Geſetzgebung und die Verwaltungseinrichtungen 
die Wahrheit zum Ausdrucke bringen: daß auch die Localpolizei ein 
Ausfluß der Staatsgewalt und daß ſie, wenn auch gleichzeitig im 
Intereſſe der Gemeinde gelegen, doch nur im Namen des Staates 
und unter ſeiner Controle auszuüben ſe. 

Eine andere Einrichtung, die wir in Steiermark beſitzen und 
die, um Entſprechendes zu leiſten, nur in das Verwaltungsſyſtem 
beſſer eingefügt zu werden brauchte, iſt in unſeren Bezirksvertretungen 
und Bezirks-Ausſchüſſen gegeben. Auch dieſe Inſtitution konnte in 
der Iſolirung, in welcher fie bis jetzt gehalten wurde, ohne Executive 
und ohne Zwangsgewalt, die ihr, ohne den Kreis adminiſtrativer 
Befugniſſe zu verwirren, nicht zugeſtanden werden durfte, und mit 
ihrem in Folge ihrer Iſolirung nothwendiger Weiſe beſchränkten 
Wirkungskreiſe — nur wenig leiſten. Dennoch hat dieſe Inſtitution 
der Bevölkerung, beſonders aber den beſitzenden Claſſen bereits einige 
Uebung im selfgovernment gegeben und könnte fie daher, richtig or⸗ 
ganiſirt und richtig geleitet, faſt alle die Functionen der preußiſchen 
Kreistage und Kreis-Ausſchüſſe übernehmen. 

Wie in Preußen die Mitglieder des Kreis-Ausſchuſſes, könnten 
bei uns die Mitglieder des Bezirks-Ausſchuſſes von der Bezirksver⸗ 
tretung aus den eingeſeſſenen Bewohnern des Bezirkes für eine be— 
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weſens des Bezirkes, zur Verwaltung der Bezirks-Armenfonde, zur 
Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe der Bezirksvertretung 
u. ſ. w, dann aber auch zur Wahrnehmung der ihm durch das Ge— 
ſetz zugewieſenen Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung. Hiebei 
hätte der Grundſatz maßgebend zu ſein, daß ſolche Angelegenheiten 
der allgemeinen Landesverwaltung und ſolche Entſcheidungen und 
Verfügungen, bei welchen es ſich um wichtigere öffentliche Rechte der 
Gemeinden oder Einzelner handelt, dem Bezirks-Ausſchuſſe zuzuwetien 
wären, während andere Angelegenheiten und Alles, was nothwendi— 
gerweiſe nur Gegenſtand der discretionären Gewalt fein kann, dem 
Vorſteher des politiſchen Bezirksamtes zu freier und ſelbſtſtändiger 
Entſcheidung verbliebe. Wie theilweiſe ſchon gegenwärtig in Folge 
einzelner Specialgeſetze, würden daun den Bezirks-Ausſchüſſen Be⸗ 
ſchlüſſe, Verfügungen und Entſcheidungen über ganz beſtimmte An— 
gelegenheiten der Communal-Verwaltung, in armenpolizeilichen, 
waſſerrechtlichen, wege-, felo-, gewerbe-, bau- und feuerpolizeilichen, 
ſowie in Schulſachen, in Sachen der öffentlichen Geſundheitspflege 
u. ſ. w. als competenzmäßige Geſchäfte zufallen. Selbſtverſtändlich 
hätte der Vorſteher des l. f. Bezirksamtes den Vorſitz im Bezirks⸗ 
Ausſchuſſe zu führen, die Beſchlüſſe desſelben orzubereiten und durch— 
zuführen. Da aker die Bezirks-⸗Ausſchüſſe nicht den Charakter von 
Verwaltungsgerichtshöfen, ſondern nur den einer mit populären Ele— 
menten durchſetzten Verwaltungseinrichtung haben ſollen, ſo würden 
fie auch ihre Entſcheidungen auf Grund des actenmäßigen Sachver- 
haltes und nicht auf Grund des Ergebniſſes eines contradictoriſchen 
ſchriftlichen oder mündlichen Verfahrens fällen; ſie würden auch dort, 
wo durch ihre Entſcheidungen über öffentliche Rechte der Parteien 
erkannt wird, den Charakter einer Verwaltungsbehörde beibehalten, 
daher auch ihre Verhandlungen nicht öffentlich ſein könnten. 

Allerdings ſetzt dies — wenigſtens hinſichtlich aller jener An— 
gelegenheiten, welche im Berufungswege von den Bezirks⸗Ausſchüſſen 
an die Statthalterei gelangen — auch bei dieſer ein collegiales 
Verfahren und ein Mitwirken des Laienelementes voraus, dem dadurch 
entſprochen werden könnte, daß derlei Gegenſtände bei der Statthalterei 
in einem Senate verhandelt werden, welcher aus einer gleichen Zahl 
von Mitgliedern der Statthalterei und des Landes-Ausſchuſſes zu— 
ſammengeſetzt würde. 

Mit Beruhigung könnte man dann bei einer ſolchen Einrich⸗ 
tung für einen großen Kreis der Geſchäfte der allgemeinen Landes— 
verwaltung das Miniſterium als eine letzte Inſtanz entfallen laſſen. 
Die Theilnahme der ſtaatlichen Organe an den Beſchlüſſen und Ent- 
ſcheidungen der unteren Verwaltungsbehörden, die durch die Zuzie— 
hung populärer Elemente geſicherte Unabhängigkeit dieſer Behörden, 
ſowie das Eorrectiv, welches gegen fehlerhafte Entſcheidungen in dem 
Verwaltungsgerichtshofe gelegen iſt, machen das Eingreifen einer 
dritten und eventuell einer vierten Inſtanz entbehrlich, ſo daß die 
Miniſterien nur in jenen Verwaltungsangelegenheiten als letzte In— 
ſtanz noch einzutreten hätten, welche der ſelbſtſtändigen Entſcheidung 
des Chefs der politiſchen Behörde überlaffen find. 

Man wird geneigt fein, einer ſolchen Organiſation der Ber: 
waltung die Einwendung entgegenzuſetzen, daß ſie mit dem Grund— 
ſatze der Verantwortlichkeit der Regierung ſich nicht vereinigen laſſe. — 
Die ſtaatsrechtliche Verantwortlichkeit der Miniſter wird dadurch 
gewiß nicht alterirt. Aber auch jene parlamentariſche Verantwortlich— 
keit, welche von der Vorausſetzung ausgeht, daß der Miniſter von 
Allem, was von den Behörden ſeines Reſſorts verfügt oder ent— 
ſchieden wird, Kenntniß haben müſſe und über Alles Aufklärung 
zu geben habe, wird theilweiſe ſchon durch das Beſtehen eines Ver— 
waltungsgerichtshofes eingeſchränkt. Wenigſtens kann nicht angenommen 
werden, daß in den Fällen ſtreitiger Verwaltung ein Parteienrecht 
verlegt fei, wenn und fo lange eine Entſcheidung des Verwaltungs: 
gerichtshofes nicht provocirt wird. Uebrigens ſind gegenwärtig ſehr 
wichtige Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung den autonomen 
Organen der Gemeinde-, Bezirks- und Landes⸗Ausſchüſſe zugewieſen 
und von deren Entſcheidungen und Verfügungen geht keine Berufung 
an die ſtaatlichen Behörden. Der Einfluß welcher den Organen der 
Regierung auf dieſe Angelegenheiten zuſteht, iſt ein ſehr beſchränkter, 
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und es ilt daher eine Verantwortlichkeit der Miniſter für dieſe Zweige 
der Verwaltung, mögen dieſelben auch noch fo ſehr vernachläſſigt 
werden, faſt gänzlich ausgeſchloſſen. Eine mit populären Elementen 
durchſetzte Verwaltung macht die adminiſtrative Centraliſation in den 
Miniſterien zu einem guten Theile und zwar insbeſondere in jenen 
Fällen entbehrlich, in welchen durch die behördlichen Verfügungen 
öffentliche Rechte der Parteien berührt, oder welche nach einem vom 
Geſetze zugelaſſenen localen Gewohnheitsrechte getroffen werden, weil 
einer ſolchen Verwaltung das Bedenken der Willkür, Abhängig— 
keit und der Unkenntniß örtlicher Verhältniſſe in weit geringerem 
Maße entgegeuſteht, als einer Verwaltung, welche auf dem Grund— 
ſatze des bloß perſönlichen Ermeſſens und Entſcheidens des Ver— 


die Miniſterien für die verwaltungsrechtliche Seite der öffentlichen 
Adminiſtration weder eine Nothwendigkeit, noch ein Gewinn, beſonders 
wenn dafür Gewißheit beſteht, daß die untere Behörde, der Bezirks— 
Ausſchuß, ihre als geſetzwidrig erklärte Entſcheidung zurücknimmt oder 
aber nach Umſtänden den Kläger ſchadlos hält oder mit Zugrunde— 
legung der Rechtsanſchauung des Verwaltungsgerichtshofes eine neue 
Entſcheidung fällt. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Der Gemeinde als Vermögensperſon kommt im eigenen Gemeinde— 
gebiete ein Gemeindewahlrecht nicht zu. 

Die Oetſchaft (Stadt) K. bildet für ſich eine politiſche Orts— 
gemeinde. Dieſe Gemeinde zahlt von ihrem unbeweglichen Eigen— 
thume die größte Steuer in der Gemeinde. Gegen die zum Behufe 
der Neuwahl des Gemeinde-Ausſchuſſes vom Gemeindevorſteher ver— 
faßten Wählerliſten hat Joſeph W. mit mehreren Genoſſen Einwen— 
dungen in der Richtung eingebracht, daß die Gemeinde K., welche 
nach ihrer Steuerzahlung unter die Wähler des erſten Wahlkörpers 
aufgenommen war, in Bezug auf das eigene Gemeindegebiet nicht 
als ein Gemeindemitglied angeſehen werden könne, dem gemäß § 1, 
Abt. 3 der G. W. O. (beziehungsweiſe nach dem Landesgeſetze vom 
12. October 1868, Nr. 31 L. G. Bl. für Böhmen) das active 
Wahlrecht zukomme, daher die Gemeinde aus der Wählerliſte auszu— 
ſcheiden ſei. 

Dieſe Einwendung hat die Reclamations-Commiſſion als unbe⸗ 
gründet abgewieſen. 

Der von W. und Genoſſen eingebrachten Berufung hat die Be— 
zirkshauptmannſchaft Folge gegeben. Zur Begründung wurde ange— 
führt: „Obzwar die Gemeinde ein Rechtsſubject, eine moraliſche Per— 
ſon ſei und als ſolche (Perſon) auch ein Vermögen beſitzen könne, ſo 
könne ihr deſſenungeachtet in der eigenen Gemeide- (Gemarkung) das 
Wahlrecht nicht zukommen, weil es widerſinnig wäre, der Gemeinde 
— als der Gemeinſchaft der Gemeindemitglieder (der Gemeindeange⸗ 
hörigen und Genoſſen) — ein Recht zuzuerkennen, welches die Ge⸗ 
meindemitglieder ſelbſt aueüben ſollen. In dieſem Falle müßte die 
Gemeinde den Gemeindemitgliedern gleichgeſtellt, und entweder den 
Gemeindeangehörigen oder Gemeindegenoſſen zugezählt werden. Nach— 
dem die Gemeinde aber weder zu den Gemeindeangehörigen, noch zu 
den Gemeindegenoſſen gezählt werden könne, konnte ihr das Geſetz 
auch das Wahlrecht in der eigenen Gemarkung nicht zuſprechen. Der 
§ 7 der G. W. O., auf welchen ſich die Reclamations-Commiſſion 
berufe, beziehe ſich bloß auf die im § I, Abſ. 3, Aliner 2 angeführ⸗ 
ten moraliſchen Perſonen. Wenn das Geſetz der Gemeinde das Wahl— 
recht hätte einräumen wollen, ſo hätte dies im § 6 der G. W. O. 
ausgeſprochen werden müſſen. Die Rechte, weſche die Gemeinde 
genieße, ſeien derſelben entweder vom Staate oder von der Geſammt⸗ 
heit der Gemeindemitglieder übertragen, und dieſelbe übe dieſe Rechte 
bloß im Namen des Staates und der Gemeindemitglieder aus. Unter 
dieſen übertragenen Rechten ſei aber das Wahlrecht nicht inbegriffen, 
ſondern dieſes Recht üben die einzelnen Gemeindeglieder perſönlich 
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waltungsbeamten aufgebaut iſt. Bei dem Beſtande eines Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes wäre in den bezeichneten Fällen eine Apellabilität an 


jenes Organ hervor, welches als autonomer Verwaltungskörper ſich 
darſtelle und die Gemeinde nach außen vertrete. Nur die einzelnen 
Gemeindeglieder geben dieſem Organe die Berechtigung, daß dasſelbe 
den Willen des Gemeindekörpers beſtimme und dieſen Willen auch 
ausführe“. 

Der gegen dieſe Entſcheidung vom Bürgermeiſter in K. Na⸗ 
mens der Gemeinde ergriffene Recurs, wurde von der böhmiſchen 
Statthalterei unterm 12. Februar 1875, 3. 4815 aus den Gründen 
der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung zurückgewieſen. 

Im Miniſterialrecurſe des Bürgermeiſters Namens der Ge- 
meinde und der Reclamations-Commiſſion in K. wurde geltend 
gemacht: Die Begründung der Entſcheidung der erſten beziehungs— 
weiſe zweiten Inſtanz, treffe wohl dort zu, wo es ſich um eine Ge— 
meinde, als Gemeinſchaft aller Gemeindemitglieder ohne jedes Ver— 
mögen handle, welche lediglich die Intereſſen der Gemeindeglieder 
durch ihren Vorſtand und Ausſchuß zu wahren hat. Die Auffaſſung 
der unteren Inſtanzen entbehre aber jener Grundlage, wenn die Ge— 
meinde, wie hier, ein bedeutendes Stammvermöͤgen beſitze und jährlich 
an directen Steuern 533 fl. zahle. Einer ſolchen Gemeinde müſſe 
doch für ihre Leiſtung an den Staat dasſelbe Recht zukommen, wel— 
ches das Geſetz jedem öſterreichiſchen Staatsbürger, welcher die 
geringſte Steuer zahle, einräumt. Es könne daher kein Zweifel 
obwalten, daß die Gemeinde als eine moraliſche Perſon gemäß § 7 
G. W. O. berechtigt ſei, das Wahlrecht durch den Gemeindevorſteher 
auszuüben ($ 55 G. O.). Gleichwie für den Staat und das Land 
als Befiger von Grundſtücken ꝛc. das Wahlrecht bei den Wahlen in 
den Reichsrath und den Landtag, alfo auch im eigenen Staats- und 
Landesgebiete die berechtigten Vertreter ausüben, jo müſſe auch die 
Gemeinde berechtigt ſein, in ihrem eigenen Gebiete das Wahlrecht 
auszuüben. Das Verhältniß des Staates zur Reichsvertretung und 
des Landes zur Landesvertretung ſei identiſch mit jenem der Gemeinde 
zur Gemeindevertretung. In's Gewicht fallend ſei ferner der Umſtand, 
daß, im Falle der Gemeinde im eigenen Gebiete das Wahlrecht nicht 
zukommen ſollte, die Gemeinde auch gemäß § 5 des Landesgeſetzes 
vom 17. Jänner 1870, Nr. 8 L. G. Bl. bei der Wahl in den 
Landtag nicht wahlberechtigt wäre, während ſie bisher immer dieſes 
Wahlrecht ausgeübt habe. Wollte man der Gemeinde im eigenen Ge— 
meindegebiete das Wahlrecht abſprechen, ſo würde derſelben conſequent 
ein Wahlrecht überhaupt nicht zukommen, was aber doch nicht der 
Fall ſein könne, nachdem kein einziger Paragraph der G. W. O. die 
Gemeinde vom Wahlrechte ausſchließe. 

Das Miniſterium des Innern fand dem Recurſe unterm 
6. Juni 1875, 3. 5471 keine Folge zu geben. NM. 


Auch die negativen Entſcheidungen der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ 
und Regulirungs- Landescommiſſion find executionsfähig. 


Mit den gleichlautenden Entſcheidungen der Grundlaſten-Ab— 
löſungs- und Regulirungs-Landescommiſſion wie auch des k. k. 
Miniſteriums des Innern, wurde über Provocation der Dorfinſaſſen 
in D. erkannt, daß ihnen das dienſtbare Recht zum Grasſammeln 
im herrſchaftlichen Weidengeſtrüppe nicht gebühre. 

Das auf Grundlage der obigen Entſcheidungen geſtüßte Be- 
gehren der ehemaligen Grundherrſchaft um gerichtliche executive Ein- 
führung in den Beſitz des von der angeſprochenen Servitut befreiten 
Geſtrüppes wurde vom k. k. Landesgerichte in Krakau abgewieſen, 
weil die dem Executionsbegehren zur Grundlage gelegte politiſche 
Entſcheidung weder über das Eigenthum noch über das Beſitzrecht 
des Weidengeſtrüppes erkannt hat und eine negative Entſcheidung, 
womit die Kläger mit dem angeſprochenenen Rechte abgewieſen 
wurden, die Executionsfähigkeit nicht beſitzt. 

Das k. k. Ober⸗Landesgericht und der k. k. oberſte Gerichtshof, 
letzterer mit Entſcheidung vom 30. September 1874, 3. 10089 
haben jedoch dem Executionsgeſuche der Grundherrſchaft ſtattgegeben, 
in der Erwägung, daß mit den gleichförmigen Entſcheidungen der 
Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landescommiſſion und der 
Commiſſion des k. k. Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1866, 
3. 14211, erkannt wurde, daß den Dorfinfaffen in D. das Recht 


aus, und nur aus der Wahl der einzelnen Gemeindemitglieder und des Bezuges des Graſes durch Ausreißen desſelben aus dem herr- 
aller zu den Mitgliedern der Gemeinde zugerechneten Perſonen gehe ſchaftlichen Weidegeſtrüppe nicht zuſtehe, daher dieſes Erkenntuiß den 


Ausſpruch enthält, wornach das beſagte Weidengeſtrüpp von der dies⸗ 
bezüglichen Dienſtbarkeit den Dorfinſaſſen gegenüber frei ſei; in 
weiterer Erwägung, daß der Grundherrſchaft das Recht zuſteht, den 
Vollzug der obigen Erkenntniſſe nach § 38 des a. h. Patentes 
vom 5. Juli 1853, Nr. 130 R. G. Bl., bei dem betreffenden k. k. 
Gerichte zu begehren; in fernerer Erwägung, daß die obigen Er- 
kenntniſſe nur auf das obige Recht Bezug haben und die Grund— 
herrſchaft nur um die Einführung in den von dieſem Rechte freien 
Beſitz eingeſchritten iſt. 


Zum $ 38 lit e a. G. G. Eine Bürgergemeinde iſt zur Veran: 
laſſung von amtswegigen pfandweiſen Sicherſtellungen von Anz 
ſprüchen bezüglich ihres Vermögens nicht berechtigt. 


Das k. k. B. G. Krumau hat mit dem Beſcheide vom 
10. October 1874, 3. 6019, über Anſuchen des Franz B. Namens 
der Burgergemeinde H., im Grunde des § 38 lt. c a. G. G. die 
Vormerkung des Pfandrechtes für eine Erſatzforderung von 3362 fl. 
54 kr. ob der dem Andreas J. gehörigen Realität sub Nr. 27 in 
H. bewilligt. 

Ueber den Recurs des Letzteren hat aber das k. k. O. L. Ge- 
richt in Prag mit Entſcheidung vom 17. November 1874, 3. 29.884, 
den erſtrichterlichen Beſcheid abgeändert und das obige Geſuch ab— 
gewieſen, denn die Bürgergemeinde als ſolche und in Bezug auf die 
Leihcaſſa iſt eine Privatperſon, die ſich zum Behufe der Erwerbung 
einer Vormerkung des Pfandrechtes umſoweniger auf den § 38 lit. € 


G. G. ſtützen kann, als der Nachweis fehlt, daß es ſich vorliegend 


auch nur um einen jener öffentlichen Fonde handelt, deren dieſe Ge— 
ſetzesſtelle gedenkt. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Reviſionsrecurſe 
wurde hervorgehoben: daß der § 38 lit. e a. G. G. auf die recur⸗ 
rirende Gemeinde H. jedenfalls Anwendung findet, denn ihr Ver— 
mögen ſteht, ſowie jenes der Marktgemeinde H. unter der Verwaltung 
des Bürgermeiſters und des Gemeinde-Ausſchuſſes und dieſes Ver— 
mögen muß der Kategorie jener Fonde beigezählt werden, für welche 
nach dem eitirten Paragraph die Vormerkung des Pfaudrechtes er- 
wirkt werden kann. Hieran könne der Umſtand nichts ändern, daß 
das Vermögen der Bürgergemeinde auf einen Kreis der Gemeinde— 
angehörigen beſchränkt iſt, denn dieſes Vermögen iſt ebenſowenig 
Eigenthum der 90 Bürger, als das Gemeindeeigenthum ſämmtlicher 
Gemeindeglieder Eigenthum iſt, und dient ſowie dieſes bloß zu öffent— 
lichen Zwecken. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 
23. März 1875. 3. 3066 dieſem Reviſionsrecurſe keine Folge zu 
geben befunden, weil die Bürgergemeinde zu H. in Bezug auf die 
Verwaltung ihres eigenen Vermögens als eine ſolche öffentliche Be— 
hörde im Sinne des § 38 lit. c G. G. nicht angeſehen werden 


kann, welche nach ihrem Wirkungskreiſe berufen wäre, von Amts.“ 
wegen die pfandweiſe Sicherſtellung von Anſprüchen bezüglich dieſes 


Vermögens zu veranlaſſen, zumal dasſelbe nicht den in dem citirten 
Paragraphsabſatze erwähnten Fonden und Anſtalten gleichgehalten 
werden kann. Ger. H. 


Titeratkur. 


Zur Diätenfrage. Eine politifche Studie. Von Dr. Emanuel 
Milner, Privatdocenten an der Univerſität Tübingen. Tübingen 1874, Franz 
Funs. (94 Seiten). 

Jedermann, der ſich nur halbwegs um das politiſche Leben der Gegenwart 
kümmert, wird es bekannt ſein, daß im deutſchen Reichstage die Diätenfrage eine 


waltige Kanzler, mag die Diäten nicht, und ausnahmsweiſe ſteht er hier mit der 
Reichstagsmajorität, welche ſonſt immer feinem Willen den Nimbus des Volks 
willens verleiht, nicht im Einklange. Nachdem dieſe Frage längſt bereits ein 
Gegenſtand der Publieiſtik periodiſcher Zeilſchriften geworden iſt, freut es uns 
nunmehr auch ihrer ſtreng wiſſenſchaftlichen Behandlung in dem vorliegenden 
trefflich gehaltenen, elegant geſchriebenen Schriftchen unſeres Landsmannes Dr. 
Emannel Milner zu begegnen Die Schrift gelangt in ruhigem, jeder Parteibe— 
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handlung weit fern ſtehendem Tone zu dem Refultate, daß die Diätenloſigkeit 
unhaltbar ſei und hat ſich einer ſehr ſympathiſchen Aufnahme in der deutſchen 
Gelehrtenrepablik zu erfreuen. Um nur Eins zu erwähnen, beſpricht J. Pözl in 
der von ihm im Vereine mit A. Bring herausgegebenen kritiſchen Vierteljahrs⸗ 
ſchrift dieſe Arbeit und reſumirt am Schluſſe ſein Urtheil dahin, daß er die 
Schrift allen, welche ſich für die behandelte Materie intereſſiren, wärmſtens em— 
pfiehlt. Für uns in Oeſterreich kann es zunächſt nur den Neid erregen, wenn 
wir unſer verſtümmeltes Wahlrecht mit jenem auf breiteſter freiheitlicher Grund- 


lage des deutſchen Reiches vergleichen. Referent würde dieſes Stimmrecht auch 


ohne Diäten immerhin dem unſeren vorziehen. Aber die vorliegende Arbeit erhebt 
ſich über eine bloß für den Raum innerhalb der Pfähle des deutſchen Reiches 
berechnete Arbeit nach zwei Richtungen und zwar zunächſt dadurch, daß ſie eine 
Darſtellung des Diätenrechtes faſt ſimmtlicher mit Volksvertretungen verſehenen 
Culturſtaaten gibt, und dann dadurch, daß ſie in der theoretiſchen Beurtheilung 
der Frage über die concreten Verhältniſſe des deutſchen Reiches hinausgeht und 
die allgemein wiſſenſchaftliche und rechtliche Natur derſelben auf ihrem Staud— 
punkte lost. Zugleich ſcheint ſich uns die Methode des Verfaſſers in jener Rich— 
tung zu bewegen, die wir als die naturwiſſenſchafkliche oder beſſer phyſiologiſche 
bezeichnen möchten und welche der wiſſenſchaſtlichen Wahrheit in den thatſäh⸗ 
lichen Erſcheinungen des ſtaatlichen und Volkslebens emſig forſchend nachgeht. 
Die Zeit, in welcher man ſich mit allgemeinen Staatsrechtslehren begnügte, ſcheint 
uns vorbei, das Bedürfniß drängt nach der wiſſenſchaftlichen und juriſtiſchen 
Durchdringung der einzelnen Gebiete des poſitiven Staatsrechtes, aus dem ſich 
der mächtige Bau eines deutſchen Staatsrechtes zuſammenſetzen fol. Als einen 
Bauſtein für dieſes große Werk begrüßen wir auch die vorliegende Schrift. 
Drake 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den geheimen R.ts, Kämmerer und Major, bie- 
herigen Kammervorſteher weil end Seiner Majeſtät der Kaiſers Ferdinand Ladis⸗ 
laus Grafen v. Pergen zum Oberſthofmeiſter Ihrer Majeſtät der Kaiſerin 
Maria Anna ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Aeußern 
Karl Hacker als Ritter der eiſernen Krone dritter Claſſe den Ritterſt ind verliehen. 

Seine Majeſtät Haren dem Oberinſpector der Generalinſpection der öſterr. 
Eiſenbahnen Claudius Ritter v. Klaudi tarfrei den Titel eines Regierungsrathes 
verliehen. ö b 

Seine Majeſtät haben dem Vermeſſungsinſpector Ignaz Pirker anläßlich 
deſſen Verſetzung in den Ruheſtand taxfrei den Titel und Charakter eines Ver⸗ 
meſſunge-Ober⸗Inſpectors verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Karl 
Hanuptſteuereinnehmer für Mähren ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Johann Wurja zum Haupt⸗ 
ſteuereinneh mer für Steiermark ernannt. R 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakverſchleiß niederlage in 
Wien Joſeph Geißler zum Director daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Karl Krzepinsky zum 
Poſtſecretär in Prag ernannt. 

Der Haudelsminiſter hat den Poſtconcipiſten Andreas Lunda in Lemberg 
zum Oberpoſtcommiſſär in Krakau ernannt. - 

Der Meiniſter für Cultus und Unterricht hat die Concipienten der nieder— 
öſterr. Finanzprocuratur Dr. Moriz Brezina und Dr. Paul Gautſch von 
Frankenthurm zu Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergcommiſſär und Revierbeamten Wenzel 
Püchler in St. Pötten zum Ober-Bergcommiffär daſelbſt und die Adjuncten: 
Joſef Titl in Pilſen und Jacob Schwinger in Leoben und zwar Erſteren unter 
Belaſſung in ſeiner dermaligen Dienſtesſtation, Letzteren mit der Beſtimmung als 
Revierbeamten in Zara, zu Bergeommiſſären im Status der k. k. Bergbehörden 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den diplomirten Kurſchmied Micbael Fideſſer 
des Beſchälpoſtens in Ober⸗Witkow zum Thierarzte beim k. k. Staatsgeſtüt in 
Piber ernannt. j 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaſſier der Landeshauptcaſſe in Lemberg 
Johann Womela zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 


Strniſchtie zum 


Erledigungen. 


Praklicanſenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. mähriſchen Statt— 


derjenigen iſt, die niemals von der Tagesordnung ſchwinden. Bismark, der ge- balterei mit Adiutum jährlicher 300 fl., bis 15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 


Prakticanteuſtelle bei dem Rechnungedepartement der k. k. ſchleſiſchen Landes- 
regierung mit 300 fl. Adjutum fährlich, bis 10. Auguſt. (Amksbl. Nr. 165.) 

Amtsaſſiſtentenſtelle beim Wiener k. k. Hauptzollamte mit der eilften 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende Auzuſt. (Amtsbl. Nr. 167.) 

Beſchauarztesſtelle in Wien mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, 
bis 9. September. (Amtsbl. Nr. 167.) 

Steuereinnehmersſtelle in der neunten, eventuell eine Steueramts-Contro— 
lorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den Steuerämtern in Niederösterreich, bis 
11. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


